
WASSERPOLITISCHER
JAHRESRÜCKBLICK 2020 

Vor dem Hintergrund der Pestizidverbots- und Trinkwasserinitiative, die nun im Juni zur Abstim-
mung kommen, standen 2020 die Pestizidproblematik und Fragen zu den anhaltend hohen Nähr-
stoffüberschüssen im Zentrum der Wasserpolitik. Am Fall Chlorothalonil wurde klar, wie schnell 
neue Erkenntnisse aus der (Umwelt-)Toxikologie die Wasserversorgung treffen können. Entspre-
chend stieg der Druck, die Vorsorge zu stärken. «Dauerthemen» sind das Ringen um mehr Strom-
produktion aus Wasserkraft und um mehr Ausnahmen beim Ausscheiden der Gewässerräume.

Andri Bryner*; Mario Angst; Manuel Fischer, Eawag; Stefan Vollenweider, Wasser-Agenda 21

EINLEITUNG

Wie bereits 2019, stand in der Schweizer Wasserpolitik 2020 er-
neut die Pestizidproblematik zuoberst auf der Traktandenliste, 
vor allem das Ringen im Parlament um eine Art «informellen 
Gegenvorschlag» zu den zwei 2021 zur Abstimmung gelangen-
den Volksinitiativen (Trinkwasser- und Pestizidverbots-Initia-
tive). Die Pandemie widerspiegelte sich einzig in zwei Vorstös-
sen: einem zum Corona-Monitoring via Abwasser (Interpellation 
20.3172 von Marie-France Roth Pasquier (CVP/FR)) und einem 
zur Frage, ob die vielen Desinfektionsmittel sich allenfalls ne-
gativ auf Umwelt und Gesundheit auswirken könnten (Interpel-
lation 20.4469 von Christophe Clivaz (Grüne/VS)).
Nachfolgend wird ein grober Überblick über die innenpoliti-
schen Debatten zum Thema Wasser 2020 gegeben. Kantonale 
Entwicklungen werden exemplarisch angesprochen, das Inter-
nationale dann, wenn es für die Schweiz Auswirkungen zeigen 
könnte. Der Artikel erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, 
sondern reflektiert die Entwicklungen aus Sicht der Autoren, 
verbunden mit ihrer Arbeit am Wasserforschungsinstitut Ea-
wag, respektive für Wasser-Agenda 21. Er basiert auf öffentlich 
zugänglichen Quellen aus Medien, Verwaltung und Parlament. 
In der Online-Version des Beitrags sind die meisten der er-
wähnten Vorstösse direkt verlinkt. Dies ist seit 2017 die vierte 
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RÉSUMÉ

RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR LA POLITIQUE DE L’EAU EN 2020
Après 2019, la politique suisse de l’eau en 2020 a de nouveau mis 
en avant la question des pesticides, en particulier les affronte-
ments au parlement autour d’une «contre-proposition informelle» 
aux deux initiatives populaires mises aux voix en 2021 (initiati-
ve pour l’eau potable et pour une Suisse libre de pesticides). La 
pandémie ne s’est manifestée que dans deux interventions, l’une 
sur la surveillance du coronavirus dans les eaux usées (interpel-
lation 20.3172 de Marie-France Roth Pasquier (CVP/FR) et l’autre 
sur la question de savoir si les nombreux désinfectants pourraient 
avoir un impact négatif sur l’environnement et la santé (interpella-
tion 20.4469 de Christophe Clivaz (Verts/VS)).
L’article donne un aperçu des débats nationaux sur le thème de 
l’eau en 2020. Des développements cantonaux sont évoqués à 
titre d’exemple, l’international au cas où il pourrait avoir un impact 
sur la Suisse. Cet article ne se veut pas exhaustif mais reflète les 
développements du point de vue de ses auteurs. Celui-ci est lié 
à leur travail auprès de l’institut de recherche de l’eau Eawag, 
ou dans le cadre de l’Agenda 21 pour l’eau. Il se fonde sur des 
sources publiques telles que médias, administration et parlement. 
Des liens directs vers la plupart des interventions mentionnées 
sont inclus dans la version en ligne de l’article. C’est la quatrième 
compilation annuelle dans l’Aqua & Gas depuis 2017. Les auteurs 
sont ouverts à toute suggestion.

* Kontakt: andri.bryner@eawag.ch               (Bild: Triftsee, M. Abegglen/CC BY-SA 2.0)



AQUA & GAS N o 5  | 2021 FAC H A RT I K E L  | 65 

Jahreszusammenstellung in Aqua & Gas. 
Anregungen nehmen die Autoren gerne 
entgegen.

INITIATIVEN, GESETZE UND  
VERORDNUNGEN

WASSERKR AFT
Am 3. April schickt der Bundesrat die Re-
vision des Energiegesetzes (EnG) in die 
Vernehmlassung. Die Vorschläge werden 
von den Vernehmlassungsteilnehmenden 
mehrheitlich positiv aufgenommen. Nun 
soll bis Mitte 2021 ein «Bundesgesetz über 
eine sichere Stromversorgung mit erneu-
erbaren Energien» erarbeitet werden. 
Für die Gewässer relevant sind die Pläne 
zum weiteren Ausbau der Wasserkraft 
und der Pumpspeicherkapazität. Künftig 
sollen auch neue Kleinwasserkraftwer-
ke Investitionsbeiträge beantragen und 
damit auch einen Teil der Planungskos-
ten decken können. Sie erhalten ab 2023 
aber keine Einspeisevergütungen mehr. 
Die Fördermittel für Investitionsbeiträge 
für neue Grosswasserkraftwerke werden 
verdoppelt.
Eine parlamentarische Initiative (Pa.Iv. 
20.434) der Kommission für Umwelt, 
Raumplanung und Energie des Natio-
nalrates (UREK-N) will eine ökologische 
Aufwertung bei der Erneuerung von Was-
serkraftkonzessionen ins Wasserrechts-
gesetz (WRG) einbauen. Die Initiative 
wird am 19. Mai als Antwort auf die ein 
Jahr zuvor beschlossene Änderung des 
Referenzzustandes bei Neukonzessionie-
rungen lanciert.

PFL ANZENSCHUTZMIT TEL UND NÄHRSTOFFE
Am 12. Februar verabschiedet der Bun-
desrat die Botschaft zur Agrarpolitik 
2022+ (AP22+). Darin enthalten ist – als 
Alternative zur Trinkwasser-Initiative 
bezeichnet – ein Massnahmenpaket, das 
dem Schutz des Trinkwassers dienen soll, 
samt eines Absenkpfades für die landes-
weiten Überschüsse der Nährstoffe Stick-
stoff und Phosphor (minus 20% bis 2030).
Am 14. Oktober erhöht der Bundesrat 
die Hürden für den Export von in der 
Schweiz verbotenen Pestiziden mit einer 
Änderung der Chemikalien-Risikoreduk-
tions-Verordnung (ChemRRV) und am  
11. November setzt er im Rahmen wei-
terer Verordnungsänderungen im Land-
wirtschaftsbereich auch Änderungen in 
der Pflanzenschutzmittel-Verordnung 
(PSMV) in Kraft. Fragen, wie eigenstän-
dig die Schweiz in Zulassungsverfahren 

noch handeln kann oder inwiefern EU-
Recht nachvollzogen werden soll, sind 
noch offen. Das gilt für neue oder erneu-
erte Zulassungen ebenso wie für den Ent-
zug von Zulassungsgenehmigungen. Kri-
tiker aus den Reihen der Umweltverbände 
monieren vor allem, die Schweiz gewähre 
bei neuen Erkenntnissen zur Gefährlich-
keit einer Substanz zu lange Übergangs-
fristen bis zu einem Anwendungsverbot.
Am 18. Februar führt das Eidgenössische 
Departement für Umwelt, Verkehr, Ener-
gie und Kommunikation (UVEK) für 19 
Pestizide, die für Wasserlebewesen beson-
ders problematisch sind, stoffspezifische 
Grenzwerte ein, welche den pauschalen 
Wert von 0,1 µg/l ablösen. Für die nicht 
namentlich erwähnten Pestizide sowie in 
Gewässern, die der Trinkwassernutzung 
dienen, gilt weiterhin der pauschale Wert 
von 0,1 µg/l als Obergrenze. Erstmals 
werden auch für drei Arzneimittel Gren-
zwerte festgelegt. Die dementsprechend 
revidierte Gewässerschutzverordnung 
tritt am 1. April 2020 in Kraft.
Zwei Standesinitiativen der Kantone Jura 
(18.308) und Genf (18.319) für ein Verbot 
von glyphosathaltigen Produkten, res-
pektive für einen geordneten Ausstieg 
aus der Verwendung von Glyphosat, 
lehnt der Ständerat am 10. März ab. Vo-
raussichtlich folgt eine weitere Standes-
initiative zum selben Thema aus Zürich, 
wo der Kantonsrat Ende August den Re-
gierungsrat beauftragt hat, eine solche 
einzureichen. 

TRINK WASSER
Am 1. Juli setzt der Bundesrat Anpas-
sungen im Lebensmittelrecht in Kraft. 
Betroffen sind u. a. Materialien, die mit 
Trinkwasser in Kontakt kommen (Me-
talllegierungen, Lacke oder Rohrbe-
schichtungen). Die Verordnung enthält 
auch quantitative Anforderungen für 
Rückstände, die im Wasser nachweisbar 
sind. Am 19. August verabschiedet der 
Bundesrat die Verordnung über die Si-
cherstellung der Trinkwasserversorgung 
in schweren Mangellagen. Der Vollzug 
dieser Verordnung liegt weiterhin bei 
den Kantonen.

PARLAMENT

PFL ANZENSCHUTZMIT TEL UND NÄHRSTOFFE 
Zwei Pa.Iv. versuchen, eine Art infor-
mellen Gegenvorschlag zu den beiden 
Volks-Initiativen (Trinkwasser- und Pes-
tizidverbotsinitiative) zu erwirken, indem 
sie Elemente aus dem Trinkwasserpaket 
der AP22+ herauslösen und vorzeitig ver-
abschieden wollen: Der Vorstoss (19.475) 
der Kommission für Wirtschaft und Abga-
ben des Ständerates (WAK-S) (Das Risiko 
beim Einsatz von Pestiziden reduzieren) 
verlangt einen Absenkpfad mit Zielwer-
ten für das Risiko beim Einsatz von Pes-
tiziden. Konkret sollen die Risiken durch 
Pflanzenschutzmittel bis 2027 gegenüber 
der Periode 2012–2015 um 50% reduziert 
werden. Ist absehbar, dass das nicht ge-
lingt, muss der Bundesrat handeln. Die 

Spezialkulturen, aber auch Kartoffeln, stehen im Fokus, wenn es um Pestizid- und Düngereinsatz geht.
								                   (© A. Bryner)



AQUA & GAS N o 5  | 202166  | FAC H A RT I K E L

Pa.Iv. 19.430 von Beat Jans (SP/BS) fordert 
einen konsequenten Schutz des Grund-, 
Trink-, Fluss- und Seewassers vor nach-
weislich schädlichen Pestiziden, wenn 
diese in Gewässern die Ökologie schädi-
gen. Am 10. Dezember berät der National-
rat die inzwischen um einen Nährstoff-
teil ergänzte Pa.Iv. der WAK-S. Gegen die 
Mehrheit der WAK-N wird ein strengerer 
Schutz nicht auf «relevante» Abbaupro-
dukte von problematischen Pestiziden 
beschränkt. Zudem nimmt der Rat einen 
Einzelantrag von Matthias Samuel Jauslin 
(FDP/AG) an. Der entsprechende Artikel 
schreibt den Kantonen vor, bis 2035 für 
den Trinkwasserschutz Zuströmbereiche 
von Grundwasserfassungen von öffentli-
chem Interesse zu bezeichnen. Konkrete 
Reduktionsziele für Stickstoff und Phos-
phor nennt die Vorlage nicht. Diese Nähr-
stoffe müssen bis 2030 im Vergleich zum 
Mittel von 2014 bis 2016 «angemessen 
reduziert» werden. Zusätzlich nimmt die 
grosse Kammer eine Offenlegungspflicht 
für Dünger und Futtermittel an. Die Än-
derungen betreffen drei Bundeserlasse: 
das Chemikalien-, das Landwirtschafts- 
und das Gewässerschutzgesetz.1 Die 
AP22+ wird vom Ständerat am 14. Dezem-
ber auf Eis gelegt, bis der Bundesrat ei-
nen Bericht zum Postulat aus der WAK-S 
(20.3931) zur zukünftigen Ausrichtung 
der Agrarpolitik mit «Nachbesserungen» 
geliefert hat. Verlangt werden unter ande-
rem Massnahmen zur Aufrechterhaltung 
des bisherigen Selbstversorgungsgrades 

und eine Reduktion des administrativen 
Aufwands für die Landwirtinnen und 
Landwirte, aber auch die Schliessung der 
Nährstoffkreisläufe und eine nachhaltige 
Produktion.2

Zu Pflanzenschutzmitteln und dem Nähr-
stoffüberangebot werden zahlreiche wei-
tere Vorstösse behandelt. Denn der Bun-
desrat räumt in seinen Stellungnahmen 
ein, dass zu beiden Themen noch sehr 
viel Handlungsbedarf bestehe, so z. B. in 
seiner Antwort vom 26. Februar zur In-
terpellation 19.4480 von Kathrin Bertschy 
(SP/SO) über den Stickstoff-Absenkpfad. 
Darin hält die Regierung fest, dass die 
bisher erfolgte Reduktion nicht annä-
hernd ausreiche, um die Schutzziele zu 
erreichen. 
Neben dem Herbizid Glyphosat (s. «Bun-
desrat und Bundesverwaltung») beschäf-
tigen die bereits in sehr tiefen Konzen-
trationen toxischen Pyrethroide und 
Organophosphate das Parlament, so 
unter anderem in den Fragestunden der 
Sommersession oder den Anfragen von 
Aline Trede (Grüne/BE) zu Pyrethroiden 
und Organophosphaten in den Gewäs-
sern (20.5341) und Beat Jans (SP/BS) zur 
Zulassung von Pyrethroiden und Organo-
phosphaten (20.5200). Dabei wird wieder-
holt auf neue Forschungsresultate der Ea-
wag und des Oekotoxzentrums verwiesen, 
wonach die Risiken einiger weniger die-
ser Stoffe diejenigen sämtlicher anderer 
Pflanzenschutzmittel übertreffen können 
(s. K. Kiefer et al., Aqua & Gas 11/19).

Über ein Dutzend Vorstösse betreffen 
Ausnahmen zur Verwendung von Neo
nicotinoiden im Zuckerrübenanbau (Saat-
gutbeizung). Der Bundesrat beantragt am 
11. November die Motion (20.4168) von Ja-
kob Stark (SVP/TG) abzulehnen. Der Stän-
derat verweist die Motion zur vertiefteren 
Beratung an seine WAK. 
Die Interpellation 20.4175 von Kilian Bau-
mann (Grüne/BE) mit der Frage, wie der 
Eintrag von Schad- und Fremdstoffen in 
Oberflächengewässer durch Drainagen 
verringert werden kann, wird vom Na-
tionalrat am 18. Dezember erledigt. Der 
Bundesrat weist in seiner Stellungnahme 
auf einen möglichen Verzicht bei anste-
henden Erneuerungen von Drainagen 
und vor allem auf Massnahmen im Rah-
men der AP22+ hin. 
Mehrere Vorstösse versuchen, über fi-
nanzielle Anreize zu einer ökologische-
ren Landwirtschaft zu gelangen, so die 
Interpellation 20.3304 von Jürg Grossen 
(GLP/BE), welche Direktzahlungen stär-
ker auf pflanzliche anstatt tierische 
Produkte ausrichten möchte, oder die 
Interpellation 20.4223 von Aline Trede 
(Grüne/BE) zur Kostenwahrheit in der 
Landwirtschaft. 

PFL ANZENSCHUTZMIT TEL: ZUL ASSUNG
Im Zusammenhang mit den Pflanzen-
schutzmitteln werden mehrere Vorstösse 
zu deren Zulassung eingereicht, auch auf-
grund des schon Ende 2019 präsentierten 
Berichts über Mängel im Zulassungsver-
fahren. Am 18. Dezember verschiebt der 
Nationalrat allerdings die Diskussion von 
vier Interpellationen: 19.4531 von Tiana 
Moser (GLP/ZH) über das weitere Vor-
gehen nach der Evaluation des Zulas-
sungsprozesses der Pflanzenschutzmit-
tel; 20.4222 von Aline Trede (Grüne/BE) 

Die Anwendung von Pestiziden – hier in einem Weinberg bei Sion – hat auch 2020 im Parlament grosse
Diskussionen ausgelöst.						                (© R. Chapuis)

�Anmerkung zum aktuellen Stand:
1 Die Pa.Iv. Jans wird im Februar 2021 abgelehnt. Ele-

mente davon werden in die Pa.Iv. 19.475 eingebaut. 

Nach einer Einigungskonferenz stimmen schliesslich 

am 18.3.2021 National- und Ständerat der veränderten 

Pa.Iv. 19.475 zu. Das Ausscheiden von Zuströmberei-

chen ist darin wieder gestrichen – dazu soll erst eine 

Vernehmlassung durchgeführt werden. Die Offenle-

gungspflicht von Nähstofflieferungen ist auf Dünger 

und Kraftfutter beschränkt.
2 �Am 16. März 2021 folgt der Nationalrat diesem 

Entscheid des Ständerats. Damit wird das Volk am  

13. Juni 2021 über die Trinkwasser- und die Pestizidver-

bots-Initiative abstimmen, ohne zu wissen, ob und wie 

verbindlich die Anliegen dieser zwei Begehren in der 

künftigen Agrarpolitik des Bundes verankert werden.
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über toxische Pflanzenschutzmittel für 
Bienen, Gewässerlebewesen und Men-
schen; 20.4018 von Valentine Python 
(Grüne/VD) zur Frage «Wann werden die 
tatsächlichen Risiken von toxischen syn-
thetischen Molekülen für die Gesundheit 
und die Biodiversität berücksichtigt?»; 
20.4183 von Ursula Schneider Schüttel 
(SP/FR) mit dem Titel «Ökonomie und 
Vorsorgeprinzip: Überprüfungsrate von 
alten Pflanzenschutzmitteln». Der Bun-
desrat stellt in Aussicht, dass die Krite-
rien für die Zulassung von Produkten 
für nichtberufliche Anwender verschärft 
werden und dass jährlich rund 20 Wirk-
stoffe überprüft werden könnten.3

TRINK WASSERVERSORGUNG 
Die Trinkwasserversorger sind 2020 
stark mit den zu hohen Konzentratio-
nen von Chlorothalonilmetaboliten in 
zahlreichen Grundwässern befasst. Die 
Politik versucht zum einen, die Vorsor-
ge zu stärken, etwa durch Finanzen für 
die Ausscheidung von Zuströmbereichen 
(Motion 20.3625 von Roberto Zanetti (SP/
SO): «Wirksamer Trinkwasserschutz 
durch Bestimmung der Zuströmberei-
che»). Zum  anderen befasst man sich 
bereits mit der Frage, was wäre, wenn 
gefördertes Wasser künftig aufbereitet 
werden müsste (Motion 20.3494 von Na-
dine Masshardt (SP/BE): «Unterstützung 
für sauberes Trinkwasser», die u. a. einen 
Fonds für Aufbereitung verlangt). Siehe 
dazu auch Motion 20.3022 Felix Wettstein 
(Grüne/SO): «Finanzielle Beteiligung 
des Bundes an den notwendigen Sanie-
rungsmassnahmen zur einwandfreien 
Trinkwasserqualität» sowie Interpellati-
on 19.4249 Kurt Fluri (FDP/SO): «Haben 
wir in Ackerbaugebieten bald ein Versor-
gungsproblem beim Trinkwasser?»

GE WÄSSERÖKOLOGIE
Am 26. Februar nimmt der Bundesrat 
Stellung zu verschiedenen Geschäften 
mit Wasserbezug. So lehnt er einerseits 
die Motion von Jean Pierre Grin (SVP/
VD) ab. Die Motion 19.4507 verlangt die 
Regulierung des Kormoranbestandes zum 
Schutze der Berufsfischerei und der Fisch-
vielfalt. Andererseits beantragt er die Ab-
lehnung der Motion 19.4561 von Hansjörg 
Knecht (SVP/AG), die verlangt, dass weni-

ger eingedolte Bäche offen gelegt werden 
sollen, weil dies für die Landwirtschaft zu 
Nachteilen führe. Schlussendlich nimmt 
der Bundesrat auch Stellung zur Inter-
pellation 19.4536 von Ursula Schneider 
Schüttel (SP/FR), die Fragen zur Finan-
zierung von Gewässerrevitalisierungen 
stellt. Mit einer Interpellation 20.3733 
erkundigt sich Martina Munz (SP/SH) 
am 18. Juni zum Bummelvollzug bei der 
Gewässerrenaturierung durch Personal-
mangel. In seiner Stellungnahme vom 

2. September verweist der Bundesrat auf 
drei neue Stellen beim BAFU, aber auch 
auf die Aufgaben der Kantone. Mit einer 
Motion 19.4374 wollte Jakob Stark (SVP/
TG) den Gewässerraum zugunsten der 
landwirtschaftlichen Nutzung verklei-
nern. Nach Starks Einzug in den Ständerat 
wird die Motion von Werner Hösli (SVP/
GL) übernommen und am 20. November 
vom Bundesrat zur Ablehnung empfohlen.
Am 23. September reicht NR Clau-
dia Friedl (SP/SG) eine Interpellation 

Der vorsorgliche Schutz von Quellen und Grundwasser – primär zum Schutz des Trinkwassers – ist gesetzlich 
zwar festgelegt. Im Detail und im Vollzug sind aber viele Fragen offen. 		              (© A. Bryner)

3 �Am 17.2.2021 präsentiert der BR seine Massnahmen 

zur Optimierung des Zulassungsverfahrens mit neu 

verteilten Zuständigkeiten zwischen BLV, BAFU und 

BLW.



(20.4079) ein zur invasiven Quagga-Mu-
schel, die Ökosysteme und Trinkwasser-
fassungen bedroht. In seiner Antwort ver-
weist der Bundesrat am 25. November auf 
seine Empfehlung zuhanden der Kantone 
zum Umgang mit der Quagga-Muschel (s. 
«Kantone»). 

WASSERKR AFT
Am 6. Mai reicht Beat Rieder (CVP/VS) 
eine Motion (20.3407) ein, um Investi-
tionssicherheit für die Stromprodukti-
on aus einheimischer Wasserkraft zu 
gewährleisten, der Bundesrat empfiehlt 
Ablehnung der Motion. Die von Hannes 
Germann (SVP/SH) eingereichte Motion 
(19.4637) zu angemessenen Restwasser-
bemessungen und Pumpspeicherkraft-
werken wird am 3. Juni zurückgezogen, 
nachdem der Bundesrat ablehnend Stel-
lung bezogen hatte. Germann hatte sich 
einen konsequenteren Vollzug erhofft. 
Ebenfalls die Restwasserthematik be-
trifft die am 24. September von Kurt Fluri 
(FDP/SO) eingereichte Motion 20.4154. 
Sie möchte das Solarstrompotenzial in 
Streitfällen bei der Restwasserbemes-
sung von Wasserkraftwerken besser be-
rücksichtigen. Der Bundesrat beantragt 
am 25. November, die Motion abzuleh-
nen.Die Frage der Plastikweitergabe bei 
Wasserkraftwerken wurde in der am 25. 
September eingereichten Motion von 
Gabriela Suter (SP/AG) thematisiert. Der 
Bundesrat erklärt sich am 25. November 
bereit, die Frage zu prüfen.

ABWASSERREINIGUNG 
Am 13. Oktober nimmt der Nationalrat 
eine Motion (20.4261) der WAK-N an. Sie 
verlangt eine Reduktion der Stickstoffein-
träge aus den Abwasserreinigungsanla-
gen. Bereits einen guten Monat später 
beantragt der Bundesrat die Annahme 
der Motion. Am gleichen Datum nimmt 
die WAK-N eine weitere Motion zu den 
Abwasserreinigungsanlagen an. Diese 
verlangt, dass Massnahmen zur Elimi-
nation von Mikroverunreinigungen für 
alle (rund 740) Abwasserreinigungsan-
lagen realisiert werden. Der Bundesrat 
lehnt das Begehren mit dem Verweis auf 
die laufende Strategie Micropoll und die 
hohen Kosten (40 statt 9 Fr./Person) ab.

WASSERRESSOURCEN
Der Ständerat lehnt am 15. September die 
Motion 20.3429 von Maya Graf (Grüne/
BL) ab. Sie verlangt ein integrales Was-
sermanagement für die Schweiz. Der Bun-
desrat verweist dabei auf seinen in Arbeit 
stehenden Grundlagenbericht zum seit 
2018 pendenten Postulat von Beat Rieder 
(CVP/VS) «Wasserversorgungssicherheit 
und Wassermanagement. Grundlagenbe-
richt» (18.3610).

BUNDESRAT UND
BUNDESVERWALTUNG

Am 4. November eröffnet der Bundesrat 
die Vernehmlassung zur Strategie «Nach-
haltige Entwicklung 2030». Gewässer 

und Biodiversität sind Teile davon. Un-
ter anderem fordert die Regierung einen 
transparenten Umgang mit Zielkonflik-
ten, zum Beispiel zwischen Gewässerre-
vitalisierung und Gewässernutzung.4

In einer umfassenden Antwort zum 
Postulat 17.4059 von Adèle Thorens Gou-
maz (Grüne/VD) zeigt der Bundesrat am  
4. Dezember auf, wie er den Einsatz von 
Glyphosat reduzieren will. 
Mehrere für den Umgang mit Wasser und 
Gewässern relevante Publikationen aus 
der Bundesverwaltung sind zumindest in 
Teilen die Folge von Diskussionen in der 
Politik oder enthalten juristisch relevante 
Abschnitte, auch wenn sie keinen gesetz-
geberischen Charakter haben: 
–	� Vom 21.1. bis zum 20.4. schickt das 

BAFU den Entwurf zu einer Vollzugs-
hilfe «Ökologische Anforderungen an 
Wasserbauprojekte gemäss Art. 4 WBG 
und Art. 37 GSchG» in die Vernehm-
lassung. Die Auswertung der (offenbar 
sehr kontroversen) Rückmeldungen ist 
pendent. 

–	� Am 23.1. veröffentlicht das BAFU 
ein Handbuch für die Partizipation 
bei Wasserbauprojekten (Hochwas-
serschutz und Revitalisierung) und 
gleichentags auch einen Bericht zu 
Schwemmholz in Fliessgewässern. 

–	� Am 13.3. stellt das BAFU sein For-
schungskonzept Umwelt für die Jahre 
2021–2024 vor, unter anderem mit ei-
nem Schwerpunkt Mikroplastik.

–	� Am 19.5. präsentiert das VBS den Be-
richt zum Explosivstoffmonitoring 
2019 mit dem Titel «Keine negative 
Beeinflussung des Seewassers durch 
Munition; (Thuner-/Brienzer-/Vier-
waldstättersee)».

–	� Am 12.8. stellt das BAFU eine neue 
Vollzugshilfe vor zur Berechnung von 
Schäden bei Fischsterben in Fliessge-
wässern.

–	� Am 14.9. sendet das BLV den Kantonen 
eine neue Weisung in Bezug auf Chlo-
rothalonil und dessen Metaboliten.5

BUNDESGERICHT 

Verschiedene Leitentscheide behandeln 
das Verhältnis von Gewässer- und Um-
weltschutzrecht gegenüber (privaten) 
Nutzungen. Mehrheitlich fallen die 
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4 �Die Vernehmlassung ist am 18.2.2021 abgeschlossen 

worden.
5 �Am 18.2.2021 entscheidet das Bundesverwaltungsge-

richt, dass diese Weisung überarbeitet werden muss.

Neue Kleinwasserkraftwerke sollen mit Investitionsbeiträgen gefördert werden. Wie das Parlament dabei den 
Widerspruch zum Gewässerschutz lösen will, ist noch offen. 			               (© A. Bryner)



Entscheide des Bundesgerichts dabei 
zugunsten des Gewässer- und Umwelt-
schutzrechts aus.
So verfügt es, dass der Wiederaufbau 
eines Gebäudes, das im Gewässerraum 
der Saaser Vispa (VS) liegt, aufgrund der 
heutigen Gesetzeslage nicht mehr bewil-
ligt würde. Somit kann das ohne Bewil-
ligung erstellte Gebäude auch in einem 
nachträglichen Verfahren nicht bewilligt 
werden (Urteil BGE 146 II 304 vom 6. Ap-
ril 2020).
Auch heisst das Bundesgericht die Be-
schwerde von Natur- und Tierschutzor-
ganisationen gut im Zusammenhang mit 
dem geplanten Wanderweg in der Talsoh-
le der Rheinschlucht (Ruinaulta) auf dem 
Gebiet der Gemeinde Trin (GR). Es hebt 
den Zonen- und Generellen Erschlies-
sungsplan Ruinaulta der Gemeinde Trin 
wegen Unvereinbarkeit des geplanten 
Wanderweges mit dem Auenperimeter 
des Bundes auf (Urteil BGE 146 II 347 
vom 24. März 2020).
Im Bereich des Biotopschutzes stellt das 
Bundesgericht die Unvereinbarkeit einer 
Recycling-Umschlag- und Sammelstation 
in Kloten (ZH) mit den Schutzzielen eines 
Amphibienlaichgebiets von nationaler 
Bedeutung fest. Zuvor war das Zürcher 
Baurekursgericht bereits zum Schluss 
gekommen, dass das Amphibienlaichge-
biet von nationaler Bedeutung im Bereich 
des ehemaligen Kieswerks ungenügend 
berücksichtigt worden ist und die Baube-
willigung nicht zu erteilen sei (Urteil BGE 
146 II 376 vom 16. April 2020).
Schlussendlich heisst das Bundesgericht 
die Beschwerde von zwei Naturschutzor-
ganisationen im Zusammenhang mit der 
geplanten Erhöhung der Staumauern des 
Grimsel-Wasserkraftwerks gut. Das Pro-
jekt bedarf einer Festsetzung im kanto-
nalen Richtplan, damit die verschiedenen 
Nutz- und Schutzinteressen abgestimmt 
werden können. Auch eine Koordination 
mit dem geplanten Kraftwerk Trift ist 
erforderlich (Urteil 1C_356/2019 vom 4. 
November 2020).
In Montreux (VD) unterstützt das Bun-
desgericht eine Beschwerde gegen bau-
liche Hochwasserschutzmassnahmen 
(Wehr mit Rückhaltezone), weil dadurch 
die Geschiebedynamik gefährdet werden 
könnte. Es verlangt von der Vorinstanz 
eine Abklärung, inwiefern das geplante 
Stauwehr die Geschiebedynamik beein-
trächtigt, und eine darauf basierende In-
teressenabwägung (Urteil 1C_693/2017 
vom 26. Februar 2020).

K ANTONE

GENERELLE GESETZGEBUNG
Nach der Ablehnung an der Urne stellt 
der Zürcher Regierungsrat Ende Februar 
eine Neuauflage des Zürcher Wasserge-
setzes vor. Das neue Gesetz enthält hö-
here Schutzziele beim Hochwasserschutz, 
schränkt bundesrechtlich vorgeschriebe-
ne Gewässerrevitalisierungen nicht mehr 
ein und verbietet die (Teil-)Privatisierung 
von Wasserversorgungen. Zu letzterem 
Thema wird auch im Kanton Solothurn 
auf parlamentarischer Ebene diskutiert, 
ob ausschliesslich öffentlich-rechtliche 
Trägerschaften für Wasserversorgungen 
infrage kommen sollten. Ebenfalls im 
Kanton Zürich wird der Gegenvorschlag 
zur Natur-Initiative im Kantonsrat ange-
nommen. Künftig werden 40 bis 60 Mil-
lionen Franken jährlich in den Fonds für 
Natur- und Heimatschutz fliessen, davon 
soll auch der Gewässerschutz profitieren. 
Im Kanton Luzern gehen per Anfang 2020 
Aufgaben beim Wasserbau und Gewässer-
schutz an den Kanton über. Das totalre-
vidierte Wasserbaugesetz (WBG) regelt 
die Aufgabenteilung und Finanzierung 
zwischen Kantonen und Gemeinden. Im 
Kanton Nidwalden tritt Ende November 
das neue Gewässergesetz in Kraft, das als 
einheitliches Gesetz mehrere bisherige 
Gesetzgebungen ablöst. Der Regierungsrat 
des Kantons Tessin heisst den Beschluss 
zur Verabschiedung des neuen Wasser-
wirtschaftsgesetzes gut. Dieses strebt ei-

nen ähnlich integrativen Ansatz an, um 
die vormalig fragmentierte Wassergesetz-
gebung in einem Gesetz zu vereinen.

WASSERQUALITÄT
Die national diskutierte Pestizidpro
blematik findet sich auch auf kantonaler 
Ebene in verschiedenen Formen wie-
der: So kommt es in mehreren kantona-
len Parlamenten (beispielsweise Genf, 
Waadt, Wallis, Zürich) zu Vorstössen und 
Fragen zu Chlorothalonil im Trinkwas-
ser. Im Kanton Thurgau wird in einer 
Anfrage explizit die Frage der finanzi-
ellen Haftung gestellt, auch im Hinblick 
auf künftige Verunreinigungen durch 
Pflanzenschutzmittel. Auch kantonale 
Verwaltungen reagieren mit Berichten 
und verschiedenen Massnahmen auf 
die Chlorothalonil-Problematik. Ein Be-
richt des Kantons Zürich zu Grund- und 
Trinkwasser weist darauf hin, dass die 
Wasserversorgungen von 62 Gemeinden 
des Kantons Verbesserungsmassnah-
men umsetzen, ebenso in Luzern und 
im Wallis, wo Untersuchungen ergeben, 
dass Anforderungswerte vielerorts über-
schritten werden. Der Kanton Bern, wo 
der Grenzwert in rund zehn Prozent der 
Messstellen überschritten wird, macht 
Messresultate öffentlich zugänglich. In 
Solothurn beschliesst der Regierungsrat, 
dass vorübergehend die doppelte Menge 
an Wasser aus dem Pumpwerk Aarmatt 
entnommen werden darf, um Höchstwer-
te von Chlorothalonil im Trinkwasser 
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Die Fläche der bewässerten Kulturen hat in der Schweiz stark zugenommen. Höhere Temperaturen und 
trockenere Böden erhöhen den Wasserbedarf, zugleich geht im Sommer das nutzbare Angebot an Oberflä-
chen- und Grundwasser zurück. Ein Grundlagenbericht des Bundesrats zu «Wasserversorgungssicherheit und 
Wassermanagement» ist pendent.�  (© A. Bryner)



einhalten zu können. Die Seeländer Was-
serversorgung bestellt eine Osmoseanla-
ge zur Eliminierung von Chlorothalonil 
und prüft eine Haftungsklage.
Eine Verschmutzung des Blausees findet 
schweizweit grosse Beachtung in den 
Medien. Im Berner Grossen Rat wird 
eine parlamentarische Untersuchungs-
kommission gefordert, aber schlussend-
lich nicht eingesetzt. Als problematisch 
wird insbesondere erachtet, dass sowohl 
kantonale wie Bundesämter die illegale 
Deponierung von verschmutztem Aus-

hubmaterial in der Nähe des Blausees 
bewilligt hätten. 

WASSERKR AFT
Der Bundesgerichtsentscheid zu ehehaf-
ten Wasserrechten (s. «Ausblick») wird 
in verschiedenen Kantonen politisch 
aufgegriffen. Die Baudirektion der Direk-
tion des Innern im Kanton Zug gibt ein 
Gutachten zu ehehaften Wasserrechten 
in Auftrag, welches die Vollzugsfragen 
beleuchtet und zum Schluss kommt, dass 
umweltrechtliche Vorgaben umfassend 

und bei allen Wasserkraftwerken gleich 
anzuwenden sein werden. Genau diese 
Aussicht auf die erforderliche Umsetzung 
von Massnahmen im Rahmen des Gewäs-
serschutzgesetzes führt im Kanton Bern 
wie im Kanton St. Gallen zu parlamenta-
rischen Vorstössen, welche aufgrund des 
Entscheides den Beitrag der Wasserkraft 
zur Energiestrategie 2050 gefährdet se-
hen. Diese Auffassung wird von der Ex-
ekutive in beiden Kantonen nicht geteilt 
aufgrund des gesamthaft geringen An-
teils der betroffenen Kraftwerke an der 
Stromproduktion.
In Schaffhausen strebt der Regierungsrat 
zukünftig, mit dem Kanton Zürich abge-
stimmt, eine eigene Nutzung der Wasser-
kraft am Rheinfall an. Die derzeitige Was-
serrechtskonzession läuft Ende 2030 aus 
und der Kanton ist bestrebt, den Heimfall 
auszuüben. Eine Motion im Grossen Rat 
des Kantons Bern fordert, dass aufgrund 
der zu erwartenden zusätzlichen Energie-
produktion das geplante Kraftwerk Trift 
gebaut werden sollte. Im Gegenzug soll-
ten aber alle zusätzlichen Wasserkraft-
konzessionen in einer Anzahl von Motio-
närinnen und Motionären als ökologisch 
wertvoll identifizierten Wasserläufen 
verweigert werden, da das Ausbauziel 
der Berner Wasserstrategie bereits ohne 
sie mehr als erfüllt werden könne. Das 
Konzenssionsgesuch für das Kraftwerk 
Trift wird allerdings in der Wintersession 
2020 von der Traktandenliste genommen 
(s. Bundesgerichtsentscheid zur Mauerer-
höhung am Grimselstausee).
Des Weiteren entscheidet das Verwal-
tungsgericht des Kantons Aargau, dass 
belastetes Sediment aus einem revitali-
sierten Seitenarm des Klingnauer Stau-
sees nicht einfach weggespült (bzw. über 
eine Rohrleitung im Rhein deponiert), 
sondern entsorgt werden muss. 

INVASIVE ARTEN
Invasive Arten im Wasser sind in vielen 
Kantonen ein Thema. Dabei beansprucht 
insbesondere die Quagga-Muschel einen 
prominenten Platz auf der Agenda und 
beschäftigt sowohl kantonale Parlamen-
te (in Luzern und Zug) wie auch Verwal-
tungen (beispielsweise im Aargau, in Zü-
rich, Fribourg und Bern). Getroffene und 
parlamentarisch geforderte Massnahmen 
zielen zumeist auf Informations- und Sen-
sibilisierungskampagnen, zum Beispiel 
für Bootsbesitzer, ab. Im Kanton Basel 
Stadt führt das Amt für Umwelt und 
Energie ein Pilotprojekt in Zusammenar-
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Invasive Zebra- und neuerdings auch Quaggamuscheln haben in mehreren Kantonen Anlass zu parlamentari-
schen Vorstössen und Kampagnen gegeben. 			                   (© L. Haltiner/Eawag)



beit mit der Universität Basel zur Unter-
suchung der Bedeutung von Kleinbooten 
für die unbeabsichtigte Verschleppung 
von Schwarzmeergrundeln und anderen 
Neobiota durch.

INTERNATIONALES

Zu den grenzüberschreitenden Gewäs-
sern wird im Februar in Amsterdam im 
Rahmen der Rhein-Ministerkonferenz ge-
meinsam mit den anderen Rheinanlieger-
staaten das neue Programm «Rhein 2040» 
verhandelt, mit einem Hauptfokus auf die 
immer deutlicher werdenden Auswirkun-
gen des Klimawandels für die künftige 
Entwicklung des Rheins. Die Schweizer 
Delegation setzt sich unter anderem für 
die Rückkehr des Lachses ein. Am Boden-
see sprechen sich Fischereiverbände und 
Experten mit einer Petition gegen Netz-
gehege im See aus und stellen sich damit 
gegen die Pläne für eine kommerzielle 
Aquakultur für Felchen im Bodensee. Der 
jährliche wissenschaftliche Report der 
Internationalen Kommission zum Schutz 
des Genfersees (CIPEL) setzt sich haupt-
sächlich mit Mikroverunreinigungen 
und Mikroplastik sowie invasiven Arten 
wie der auch in den Kantonen themati-
sierten Quagga-Muschel auseinander.
Auf der Ebene der Europäischen Union 
(EU) beschliesst die Europäische Kom-
mission, die Zulassung für das Instekti-
zid Thiacloprid per Ende April 2020 zu 
beenden. In der Schweiz sind Produkte 
mit diesem Wirkstoff vorläufig noch zu-
gelassen – sie sollen erst mit der weiteren 
Umsetzung des Aktionsplans Pflanzen-
schutzmittel wegfallen. Auch erlässt der 
EU-Umweltausschuss neue Vorschriften 
zur Förderung der Wasserwiederverwen-
dung in der Landwirtschaft – vor allem 
soll gereinigtes Abwasser zur Bewässe-
rung eingesetzt werden können. Nach 
einem «Fitnesscheck» in den Jahren 
zuvor beschliesst die EU-Kommission 
2020, dass die EU-Wasserrahmenrichtli-

nie nicht geändert wird. Die Kommission 
betont jedoch, dass gewichtige Probleme 
wie beispielsweise bei Verbauungen und 
Wasserkraft oder bei fehlenden finanzi-
ellen Anreizen zur Umsetzung schnell 
angegangen werden müssen. Die über-
arbeitete Trinkwasser-Rahmenrichtlinie 
der EU wurde Ende 2020 vom EU-Par-
lament angenommen. Sie enthält unter 
anderem höhere Qualitätsstandards für 
Trinkwasser, gemeinsame Analysean-
sätze für Mikroplastik oder Massnahmen 
zur Förderung von Hahnenwasser und 
damit zur Reduktion der Benutzung von 
Plastikflaschen im Trinkwasserbereich.

AUSBLICK

Die künftige Agrarpolitik wurde zwar 
vom Parlament sistiert, aber das Ringen 
um eine möglichst umwelt- und gewässer-
freundliche Produktion wird fortgesetzt. 
Im Blickpunkt steht neben den Pflan-
zenschutzmitteln und den Nährstoffen 
verstärkt das Netz an Subventionen, die 
heute teilweise Zielkonflikte verschär-
fen. Zu diesen gehört etwa der (bessere) 
Schutz von Zuströmbereichen gegenüber 
dem Wunsch, keine produktiven land-
wirtschaftlichen Flächen zu extensivie-
ren oder aufzugeben. Eine im August 
publizierte Studie der Eidgenössische 
Forschungsanstalt für Wald, Schnee und 
Landschaft (WSL) zu biodiversitätsschä-
digenden Subventionen findet national 
grosses Medieninteresse und löst auch 
politische Vorstösse aus.
Die neue Verteilung von Zuständigkeiten 
und neue Abläufe in der Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln6 müssen sich in der 
Praxis bewähren. Die Politik wird weiter 
beobachten, ob die gesetzten Risikore-
duktionsziele erreicht werden. 
Am 13. Juni 2021 kommen zwei wasserre-
levante Volksinitiativen zur Abstimmung: 

«Für sauberes Trinkwasser und gesunde 
Nahrung – Keine Subventionen für den 
Pestizid- und den prophylaktischen An-
tibiotika-Einsatz» und «Für eine Schweiz 
ohne synthetische Pestizide».
Das Bundesverwaltungsgericht muss ent-
scheiden, ob der Entscheid des Bundes-
amtes für Landwirtschaft (BLV) korrekt 
ist, mit dem Verbot von Chlorothalonil 
auch alle seine Metaboliten als relevant 
zu bezeichnen. Der Entscheid zur Klage 
des Herstellers Syngenta7 dürfte wegwei-
send sein für den weiteren Umgang mit 
Abbauprodukten von problematischen 
Substanzen. 
Gewässerraumausscheidung und Revitali-
sierungen sind seit der Revision des Ge-
wässerschutzgesetzes 2011 Dauerthemen 
auf dem politischen Parkett. Kantonale 
Regelungen (etwa Ausnahmen für klei-
nere und mittlere Gewässer im Kanton 
Schwyz), die den Spielraum des Bundes-
rechts strapazieren, werden die Gerichte 
beschäftigen. Auf nationaler Ebene for-
dern die Landwirtschaft und die Berg-
kantone erneut Sonderregeln. 
Die Praxis mit der neuen Definition des 
Referenzzustandes, bzw. der Bemessung 
von Aufwertungs- und Ersatzmassnah-
men bei Neukonzessionen, ist noch nicht 
etabliert. Hier kommt es allenfalls auch 
zu Gerichtsfällen. Dasselbe gilt mit der 
neuen Situation bezüglich Ablösung ehe-
hafter Rechte bei Wasserkraftanlagen. 
Wasser-Agenda 21 hat dazu einen web-
basierten Katalog mit häufig gestellten 
Fragen (FAQ) zusammengestellt.
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Die Autoren bedanken sich bei Jeanine 
Janz und Reto Schmid. Jeanine Janz hat zu 
wasserpolitischen Ereignissen in den Kan-
tonen recherchiert, Reto Schmid von der 
Vereinigung für Umweltrecht hat Rückmel-
dungen  gegeben zu den Bundesgerichts-
entscheiden.

6 Entscheid Bundesrat vom 17.2.2021
7 Zwischenentscheid BVG vom 18.2.2021
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